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Ankaras Einfluss
begrenzen

Ditib, der Dachverband der tür-
kischen Moscheegemeinden in

Deutschland, ist ein eigenartiger
Zwitter. Die Organisation agiert
zugleich religiös wie politisch. Weil
sie der Regierung in Ankara unter-
steht, kann diese direkt und unmit-
telbar Einfluss auf die hier lebenden
Türken nehmen. Wie zum Beleg da-
für hat Ditib nach dem Putsch in
der Türkei zu Solidaritätskundge-
bungen für Erdogan aufgerufen.

Im laizistischen System der Tür-
kei gibt es keine Religionsfreiheit
im westlichen Sinne, die Religion
unterliegt strenger staatlicher Auf-
sicht und Kontrolle – auch im Aus-
land. Die Bundesländer sollten da-
her bei der Zusammenarbeit mit Di-
tib größte Vorsicht walten lassen.
Dem deutschen Staat kann es nicht
egal sein, wer in staatlichen Schu-
len muslimischen Religionsunter-
richt erteilt und was dort gelehrt
wird. Erst recht dürfen sie sich nicht
von einer Organisation abhängig
machen, die am kurzen Zügel Erdo-
gans hängt. Türkische Innenpoli-
tik hat in deutschen Klassenzim-
mern nichts verloren.

Langfristig bedeutet dies, dass
die Bundesländer ihre muslimi-
schen Religionslehrer selber ausbil-
den und einstellen müssen. Das
geht nicht von heute auf morgen,
das kostet Zeit und Geld. Doch es
ist der einzige Weg, den Einfluss
Ankaras zu reduzieren und zu be-
grenzen.
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Die ersten Medaillen!

Wer kennt ihn nicht, den berühmten Ketchupfla-
schen-Effekt – erst kommt nix, dann alles auf einmal.
Drei Wettkampftage mussten die Athleten in Rio de
Janeiro und ihre Fans daheim auf die erste deutsche
Medaille bei den Olympischen Spielen warten. So
lange hat es noch nie gedauert seit der Wiederverei-
nigung. Gestern Abend dann aber verbesserte sich
die Bilanz zügig. Zunächst gewann die Mannschaft

der Vielseitigkeitsreiter Silber, dann holte Michael
Jung sogar Gold in der anschließenden Einzelent-
scheidung. Eine Überraschung gelang der Schützin
Monika Karsch (Bild). Die 33-Jährige, die aus Rott
im Landkreis Landsberg stammt, holte Silber mit der
Sportpistole. Leer ausgegangen ist dagegen der
Augsburger Kanute Sideris Tasiadis. Ihm blieb der
fünfte Platz. Sport Foto: Friso Gentsch, dpa

Schützin überrascht, Reiter feiern zwei Mal, Kanute geht leer aus

Wie viel Macht
hat Erdogan

in Deutschland?
Islam Dachverband der türkischen Gemeinden

weist Vorwurf der Fremdsteuerung durch
den türkischen Präsidenten zurück

VON MARTIN FERBER

Berlin Der Streit um den Dachver-
band der türkisch-islamischen Mo-
scheegemeinden in Deutschland
(Ditib) verschärft sich. Führende
Politiker von CDU, CSU und SPD
hatten der Organisation vorgewor-
fen, ein Sprachrohr von Recep
Tayyip Erdogan zu sein. Im Mittel-
punkt der Debatte steht die Frage,
ob der Verband als „verlängerter
Arm“ des Präsidenten in Deutsch-
land dessen Politik unterstützt. Sol-
che Anschuldigungen seien „ten-
denziös, in einigen Teilen gar offen
feindselig und in jedem Fall ohne
Bezug zu unserer tatsächlichen Ar-
beit“, heißt es nun in einer Erklä-
rung aller 15 Ditib-Landesverbän-
de. Die Berichterstattung über die
Türkei nach dem Putschversuch
werde instrumentalisiert und „in
unzulässiger Weise auf die Ditib-
Gemeinden projiziert“.

Am Wochenende hatte sich Uni-
ons-Fraktionschef Volker Kauder
dafür ausgesprochen, den Einfluss
der von der türkischen Regierung
kontrollierten Organisation in
Deutschland einzuschränken, da sie
„offenbar Sprachrohr von Präsident
Erdogan ist“. Auch Politiker ande-
rer Parteien gehen auf Distanz zu
Ditib und stellten eine mögliche Zu-
sammenarbeit bei der Gestaltung
des muslimischen Religionsunter-
richts in Frage. Es könne nicht ge-
duldet werden, dass „Erdogans Po-
litik in deutsche Moscheegemeinden
hineingetragen wird“, sagt die SPD-
Religionsexpertin Kerstin Griese.
Der stellvertretende CDU-Chef Ar-
min Laschet fordert, Ditib müsse
sich „völlig neu organisieren und
unabhängig machen“.

Ditib geriet in den Fokus, weil es
sich nach dem gescheiterten Putsch-
versuch der Militärs in der Türkei
öffentlich auf die Seite Erdogans ge-
stellt und zu Solidaritätskundgebun-
gen in Deutschland aufgerufen hat-
te. Als Konsequenz setzte die rhein-
land-pfälzische Regierung in der

vergangenen Woche die Verhand-
lungen mit Ditib und anderen isla-
mischen Verbänden über einen isla-
mischen Religionsunterricht aus.
Auch in Niedersachsen gerieten die
Verhandlungen über einen Staats-
vertrag ins Stocken.

Ditib fühlt sich aber zu Unrecht
im Zwielicht: „Sämtliche Unterstel-
lungen der Fremdsteuerung, der
politischen Einflussnahme aus der
Türkei, der politischen Agitation
und der Gefährlichkeit unserer Reli-
gionsgemeinschaft weisen wir auf
das Schärfste zurück“, betonte der
Verband gestern. Alle Ditib-Ge-
meinden seien Vereine nach deut-
schem Recht und stünden nicht in
Verbindung zu türkischen Ämtern
oder Behörden. Die Vereinsvor-
stände seien demokratisch gewählte

Personen, die in Deutschland lebten
und häufig auch hier aufgewachsen
seien. „Niemand, weder im Inland
noch im Ausland, hat sich in unsere
Vereinsarbeit einzumischen.“

Die Türkisch-Islamische Union
der Anstalt für Religion, wie Ditib
offiziell heißt, ist der größte Islam-
verband in Deutschland. Der Vor-
sitzende von Ditib ist in Personal-
union türkischer Botschaftsrat für
religiöse und soziale Angelegenhei-
ten. Der Verband mit Sitz in Köln
untersteht dem staatlichen Präsidi-
um für Religiöse Angelegenheiten
der Türkei (Diyanet), das wiederum
direkt dem Ministerpräsidenten in
Ankara unterstellt ist.

»Kommentar Martin Ferber erklärt,
warum im Umgang mit Ditib Vorsicht
angebracht ist.
»Politik Gestern reiste der türkische
Präsident Erdogan zu einem potenziel-
len Verbündeten: Kreml-Chef Wladi-
mir Putin

„Niemand, weder im Inland
noch im Ausland, hat sich in
unsere Arbeit einzumischen.“

Aus der Erklärung des Ditib-Verbandes

Höchststrafe für alle
Kuriosum Endlich gibt es eine Lösung für jeden Missetäter: Fahrverbot

VON MICHAEL STIFTER

Augsburg Eines steht schon mal fest:
Strafe muss sein. Nur welche? Wenn
es darum geht, wie man Missetäter
jeglicher Art sanktioniert, ist der
Staat bislang reichlich einfallslos:
Für die meisten Delikte verhängen
die Richter eine Geldbuße, und da-
mit ist die Sache dann auch erledigt.
Nur wo bleibt denn da die Gerech-
tigkeit, wenn man sich einfach so
freikaufen kann? Wo bleibt die Ab-
schreckung? Das fragen
sich auch unsere Po-
litiker. Seit den 90er
Jahren diskutieren sie
nun schon sommer-
lochfüllend darüber, wie
man auf Abwege geratene

Bürger so bestrafen kann, dass es
auch wirklich wehtut. Jetzt endlich
gibt es eine Universallösung, die
Strafe für alle Fälle quasi: den Füh-
rerscheinentzug. Das klingt schlüs-
sig. Denn was gibt es Schlimmeres
für einen Deutschen, als ihm das
Autofahren zu verbieten?

Und so sollen künftig also nicht
nur Ladendiebe zu Fuß gehen müs-
sen, sondern auch Facebook-Hetzer
oder Väter, die es mit den Unter-

haltszahlungen nicht so ge-
nau nehmen. Super Idee!

Wer nicht hören will,
muss laufen.

Wir hätten da gleich noch ein paar
Vorschläge: Wie wäre es mit Fahr-
verbot für Leute, die im Radio bei
offenem Fenster Andrea Berg auf-
drehen und uns Ohrensodbrennen
machen? Für Supermarktkassen-
drängler. Für Im-Zugabteil-Dauer-
telefonierer. Für Nörgler und Bes-
serwisser. Für notorische Lügner
und Fremdgeher. Seien wir ehrlich:
Solche Menschen haben doch im
Straßenverkehr nichts zu suchen?
Das muss man doch mal sagen dür-
fen. Da muss die Politik doch was
machen. Also Herr Maas, Frau
Schwesig, Herr Gabriel, unseren Se-
gen kriegen Sie! Nur eine Frage hät-
ten wir noch: Was machen wir mit
denen, die gar keinen Führerschein
haben? Oder einen Chauffeur?

Müller verweist auf das Entwick-
lungsländer-Steuergesetz von 1963,
das Investitionen deutscher Firmen
in Entwicklungsländern steuerlich
privilegiert und Risiken abgesichert
hatte. Dies sei vor allem für mittel-
ständische Unternehmen wichtig,
betont Müller. 1981 wurde die För-
derung abgeschafft, unter anderem
weil die ärmsten Länder kaum pro-
fitiert haben, sondern vor allem in
Schwellenländern investiert wurde.
Bis Herbst will Müller einen „Afri-
ka-Plan“ vorlegen. »Politik

durch West- und Zentralafrika.
Denn Europa habe in der Flücht-
lingspolitik bisher komplett versagt.

Seit Beginn des Sommers kom-
men wieder mehr Menschen übers
Mittelmeer in Italien an – auf der
Flucht vor Armut, Hunger und Per-
spektivlosigkeit. „Entwicklungshil-
fe allein kann die Probleme nicht lö-
sen“, sagt Müller. Auch die Wirt-
schaft müsse sich durch kluge Inves-
titionen einbringen. Als Anreiz for-
dert der CSU-Politiker steuerliche
Erleichterungen für Unternehmen.

VON ANDREA KÜMPFBECK

Dakar „Europa hat die Lösungen“,
sagt Bundesentwicklungsminister
Gerd Müller mit Blick auf den
Flüchtlingsstrom aus Afrika. Er for-
dert einen „Marshallplan“ in Höhe
von zehn Milliarden Euro für den
Kontinent. Nur so könnten die
Fluchtursachen bekämpft werden
und nur so könnte man die jungen
Menschen von der gefährlichen Rei-
se nach Europa abhalten, sagt er un-
serer Zeitung am Rande einer Reise

Müller fordert Marshallplan für Afrika
Flüchtlingspolitik Entwicklungsminister: „Europa hat komplett versagt“

Brexit wird teuer
für Deutschland

Augsburg Großbritannien tritt aus
der Europäischen Union aus – aber
was bedeutet das eigentlich konkret
für Deutschland? Einen ersten er-
nüchternden Vorgeschmack hat die
EU-Kommission gestern in Form
von nackten Zahlen vermittelt: Die
Briten waren bislang der zweitgröß-
te Nettozahler der Gemeinschaft –
hinter den Deutschen. Rund 11,5
Milliarden Euro flossen allein im
vergangenen Jahr aus London nach
Brüssel. Deutschland überwies so-
gar 14,3 Milliarden Euro – und muss
künftig mit noch höheren Zahlun-
gen rechnen. Denn die Summe, die
der EU durch den Brexit verloren
geht, müssen die restlichen Mitglie-
der untereinander aufteilen. Was es
mit den Nettozahlungen auf sich
hat, erklärt Michael Kerler in der
Wirtschaft. (AZ)

Hoffnung für
Steuerzahler

Berlin Eines der großen Wahl-
kampfthemen für das kommende
Jahr ist gefunden: CDU und CSU
wollen mit Steuersenkungen beim
Wähler punkten. Wenn es nach dem
Wirtschaftsflügel der Union geht,
sollen die Bürger bis zum Jahr 2020
um mindestens 30 Milliarden Euro
entlastet werden. Doch kaum sind
die Forderungen auf dem Markt,
regt sich schon Widerstand. „Die
Vorschläge laufen darauf hinaus,
dass die Manager mehr entlastet
werden als die Mitarbeiter, die
Chefärzte mehr als die Pflegekräfte
– gerecht ist das nicht“, sagt der
Grünen-Finanzexperte Gerhard
Schick. Was hinter dem Unions-
Konzept steckt und wie die Chancen
stehen, dass es tatsächlich umgesetzt
wird, erklärt Simon Kaminski in der
Politik. (AZ)

Haben Sie Fragen und Anregungen?
Sprechen Sie mit der Redaktion.
Heute ist für Sie zwischen 14 und 15
Uhr am Telefon:
Stefan Stahl (Wirtschaftsredaktion)

Rufnummer (08 21) 7 77-22 99

Rufen Sie uns an

Ampeln gegen den Stau
Die Stadt will die Wartezeiten an
Ampeln in der Haunstetter Straße
verkürzen. Dafür will sie „intelli-
gente“ Ampeln anschaffen. An an-
deren Straßen hilft das.
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